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Antrag 

der Abgeordneten Werner Schulz (Berlin), Franziska Eichstädt-Bohlig, Antje 
Hermenau, Steffi Lemke und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Streichung der Altschulden auf gesellschaftliche Einrichtungen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Übernahme der Altschulden in die Rechtsverhältnisse der Bun- 
desrepublik Deutschland ist von der juristischen Grundlage her 
überaus fragwürdig. Namhafte Rechtswissenschaftler vertreten 
die Auffassung, daß die sog. DDR- Altschulden willkürlich zustan- 
de gekommen sind, daß ihre Übertragung in die Bundesrepublik 
Deutschland rechtlich nicht begründbar war und ist, und daß da- 
her die Forderungen der Gläubigerbanken substanzlos seien. Hier- 
zu liegt auch eine Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfas- 
sungsgericht vor. 

Im Gegensatz zu Westdeutschland verfügten die ostdeutschen 
Kommunen zu DDR-Zeiten über keine nennenswerten eigenen 
Einnahmen. Die meisten Ausgaben von Städten, Gemeinden und 
Kreisen wurden aus dem zentralen Staatshaushalt der DDR be- 
stritten. Auch die Entscheidungen über den Bau „gesellschaftli- 
cher Einrichtungen", einem Sammelbegriff von Kulturhäusern bis 
zu Luftschutzbunkern, wurden zentral getroffen und durch ent- 
sprechende Zuweisungen finanziert. 

Nur im Zeitraum Anfang der siebziger bis Mitte der achtziger Jah- 
re erfolgte die Finanzierung dieser Einrichtungen größtenteils über 
Kredite. Es entstanden damit auf dem Papier Verbindlichkeiten ge- 
genüber der Staatsbank der DDR. Durch die Wirtschafts- und 
Währungsunion wurden diese Verbindlichkeiten der DDR als Kre- 
ditverpflichtungen der Kommunen im Verhältnis 2:1 in die bun- 
desrepublikanische Ordnung übertragen. 

Die Kommunen hatten zu keinem Zeitpunkt die freie Entscheidung 
über die Investionen in diese Einrichtungen. 

Die Verteilung der Altschulden auf die Kommunen in den neuen 
Ländern ist von Zufälligkeiten und Willkürlichkeiten geprägt. Da- 
her ist im Ergebnis die Belastung der Kommunen extrem unter- 
schiedlich. 

Die Zuordnung von Vermögenswerten zu den Altschulden ist in 
vielen Fällen äußerst zweifelhaft und ungeklärt, häufig sind die 
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Einrichtungen in einem desolaten Zustand oder gar nicht mehr vor- 
handen. 

Die Belastung mit Altschulden hat zu einer teilweise erheblichen 
Einschränkung der Handlungsspielräume der betroffenen Kör- 
perschaften geführt. Die Altschulden haben damit den Aufbau in 
den neuen Ländern nachhaltig behindert. Sollten die Kommunen 
genötigt werden, die Altschulden in der einen oder anderen Wei- 
se zu bedienen, wird dadurch ihre Investitionsfähigkeit und also 
ihre Fähigkeit, Anstöße zur Schaffung neuer Arbeitsplätze zu ge- 
ben, stark eingeschränkt. 

Der Bund hat als Eigentümer der Forderungen aus sog. Altkredi- 
ten gegenüber ostdeutschen Kommunen diese auf die bundesei- 
gene Gesellschaft für kommunale Altschulden und Sonderaufga- 
ben im Zusammenhang mit der Währungsumstellung mbH (GAW) 
übertragen. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

- anzuerkennen, daß die von der GAW gegenüber den Kommu- 
nen erhobenen Forderungen auf Tilgung und Verzinsung der 
angeblichen Altschulden zu Unrecht gestellt werden, 

- auf die Eintreibung dieser Forderungen zu verzichten. 

Bonn, den 14. März 1996 

Werner Schulz (Berlin) 

Franziska Eichstädt-Bohlig 
Antje Hermenau 
Steffi Lemke 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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